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«Politik ist mein Leben»
Im April ist der ehemalige SP-Präsident Helmut Hubacher neunzig geworden. Das ist für ihn aber 
noch lange kein Grund zurückzulehnen. Seiten 2 bis 4 

USR III
Die Reformierung der Unternehmenssteuer ist zu einer besonders 
schamlosen Steuersenkungsrunde zugunsten von Unternehmern 
und  Kapitaleignern geworden. Das Referendum der SP ist so gut 
wie sicher. Seite 15

RECHTE MEHRHEIT
Die neue rechte Mehrheit im Parlament fährt die Staatsfinanzen 
voll an die Wand: In nur einem halben Jahr hat sie Geschenke 
im Umfang von gut 7 Milliarden für ihre Klientel beschlossen. 
Seiten 6 und 7
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«Die SPD müsste 
sich schämen»

Helmut Hubacher über den Verrat der SPD an den Arbeitnehmenden, die Flüchtlings- und Europapolitik 
als Dauerthemen der Rechten und die Überwindung des Kapitalismus.  

Helmut, du bist eben neunzig geworden, vor fast zwanzig Jah-
ren bist du als Nationalrat zurückgetreten. Eigentlich könntest 
du zurücklehnen, was hindert dich daran?
Politik ist mein Leben, ich kann das nicht einfach abstellen. 
Nach meinem Rücktritt als Nationalrat bin ich als Bürger in die 
Politik zurückgekehrt. Im Bundeshaus war ich aber nie mehr. 
Welches sind die Fragen, die dich heute beschäftigen?
Der Zustand der SP Schweiz – ein ewiges Thema –, die Flücht-
lingskrise, der Zustand der europäischen Sozialdemokratie, 
das Verhältnis zur EU.
Was ist los mit der Sozialdemokratie?
Als ich Parteipräsident war, wehte ein leichter linker Wind in 
die Schweiz. In Deutschland war Willy Brandt Parteivorsitzen-
der, in Österreich regierte Bruno Kreisky mit absoluter Mehr-
heit, in Skandinavien waren noch alle vier Länder in sozialde-
mokratischer Hand. Es herrschte ein gutes Klima, ein Brandt 
war auch in der Schweiz sehr beliebt. Heute hat die SPD Umfra-
gewerte von 20 Prozent, für die österreichische SP gilt dassel-
be und François Hollande ist auch kein Aufsteller. Wir sind in 
einer verschissenen Situation. Der einzige Hoffnungsträger ist  
Matteo Renzi, allerdings in einem Land, das unter Berlusconi 
während zwanzig Jahren stillstand und in dem die Mafia den 
Staat unterwandert.
Was ist schiefgelaufen?
Der ehemalige SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vogel sagte 
kürzlich in einem Interview, er könne sich die Misere der SPD 
nicht erklären. Seine Partei habe ihre Forderungen in der Gros-
sen Koalition durchgesetzt, vor allem der Mindestlohn sei ein 
grosser Sieg. Ja gopfertoori, der Mindestlohn beträgt 8 Euro 50, 
das macht rund 1625 Euro im Monat. Das soll ein grosser Er-
folg sein?! Die SPD müsste sich dafür schämen! Der ehemalige 
SPD-Bundeskanzler Gerhard Schröder hat die Interessen der 
Arbeitnehmenden verraten. Als Folge seiner Hartz-4-Reform 
gibt es heute in Deutschland dreieinhalb Millionen sogenannte 
Geringverdiener, die von ihrem Lohn kaum leben können. In-
dem die SPD die Interessen der Arbeitnehmenden missachtet 
hat, hat sie ihr Gesicht verloren. Ich kann es nicht anders sagen. 
Jetzt haben sie in Baden-Württemberg noch 12,7 Prozent. 
Auch in der Schweiz wählen die Arbeiterinnen und Arbeiter 
immer weniger  sozialdemokratisch.
Vierzig Prozent der Arbeiterinnen und Arbeiter wählen heu-
te SVP. Warum? Wegen der Ausländerfrage. Diese Tendenz 
hat schon zu meiner Zeit angefangen. Bei der zweiten  «Über-
fremdungsinitiative» 1974 war ich an einem Podium, während 
dessen mich einer ständig unterbrach: Es war Malermeister 

Muffler, ein verbriefter Nazi. Ich ging zu ihm und sagte: «Halt 
deine Schnauze, du bist und bleibst ein Nazi.» Ich habe nie so 
viele Reaktionen erhalten wie damals. Von Gewerkschaftern, 
Sozialdemokraten, Sympathisanten. «Jetzt sitzen wir wegen 
der Ausländerfrage im gleichen Boot wie dieser Nazi», sagten 
sie. Das hat sie fast verrissen.
Die österreichischen Sozialdemokraten haben in den letzten 
Monaten die Rezepte der Rechten übernommen und sind da-
mit grausam gescheitert.
Kanzler Faymann hat das Gleiche gemacht wie dieser gruusige 
Siech in Ungarn, Viktor Orban: Drahtzäune hochziehen. Was 
ist passiert? Bei der Bundespräsidentenwahl hat der SPÖ-Ver-
treter gerade noch zehn Prozent gemacht. Die Bürger wählen 
das Original, nicht die Kopie. Zudem verliert die Sozialdemo-
kratie damit den letzten Respekt. Merkel hat mit ihrer Flücht-
lingspolitik ein Zeichen gesetzt. Das konnte sie aber nicht lan-
ge durchstehen, sonst hätte sie über kurz oder lang die Mehr-
heit verloren. 
Was ist die Lösung?
Die habe auch ich nicht. Ich hätte mir gewünscht, dass Simonet-
ta Sommaruga das Migrationsdossier an einen SVP-Bundesrat 
abgibt. Die SVP hat mit dem Flüchtlingsthema die Wahlen 
gewonnen, jetzt sollen sie gefälligst die Verantwortung über-
nehmen. Simonetta will halt die Reform im Asylwesen zu Ende 
bringen. Aber das Problem ist unlösbar. Seit den 70er-Jahren ist 
das Ausländer- und Flüchtlingsthema die Nummer 1. 
Und die Nummer 2?
Das ist die EU. Die SVP braucht ein Feindbild. Im Kalten Krieg 
hiess es  Moskau. Wenn ich früher irgendeine Rüstungsvorlage 
bekämpfte, rief der Freisinnige Friedrich «Moskau einfach!» in 
den Saal. Dieses Feindbild ist weg, jetzt ist es die EU. Gemäss 
der SVP will die EU uns kolonialisieren, uns die Souveränität 
nehmen. Die SVP ist bereit, einen Bruch mit der EU hinzuneh-
men. Ausser Christoph Blochers Tochter kenne ich aber keine 
Unternehmer, die der Meinung sind, dass wir uns das wirt-
schaftlich leisten können. Das ist ein Widerspruch, den wir bei 
den Wahlen mehr hätten betonen müssen.
Seit dem Ja zur Masseneinwanderungsinitiative ist die Schweiz 
in der Europa-Politik blockiert. Wie muss sich die Linke verhal-
ten?
Für viele Leute sind wir die Partei, die unbedingt in die EU will. 
Die Schweizer Bevölkerung wird aber erst dann für einen Bei-
tritt zu haben sein, wenn die Nichtmitgliedschaft ihr im Port-
monee wehtut. Wenn der letzte Löu sagt: «Unser Abseitsstehen 
hat nichts als Nachteile, so kann es nicht weitergehen.» Solan-

Interview 
Andrea Bauer
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«Im heutigen System schafft man es gar nicht mehr, genug zu korrigieren, 
damit es lebenswert bleibt.» 
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ge dieses Gefühl nicht aufkommt, ist ein Beitritt nicht mehr-
heitsfähig. Und die SP kann nicht eine Position vertreten, die 
im Volk nicht ankommt. Das gibt keine Stimmen bei den Wah-
len. Laut Umfragen sind ja nicht mal unsere eigenen Wähler für 
einen Beitritt. Wenn es als langfristiges Ziel im Programm ist, 
habe ich aber nichts dagegen. 
Mit welchen Themen sollen wir denn noch Politik machen? Das 
Parlament rückt zunehmend nach rechts, es wird zunehmend 
schwieriger, Lösungen zu finden.

Die rechte Mehrheit ist nichts Neues. Es gibt wohl kein an-
deres Land, in dem seit 1848 immer die Gleichen, nämlich die 
 Bürgerlichen, die Macht haben – das ist unglaublich. Als ich in 
die Politik einstieg, war die FDP die stärkste Partei. Eine knall-
harte Wirtschaftspartei, aber noch kompromissbereit. Der 
Freisinn erwischte immer noch die Linkskurve, damit es den 
Kessel nicht verjagte. Die SP hat den Kapitalismus sozialver-
träglicher gemacht, andernfalls wären die Bürgerlichen wegge-
fegt worden.
Gegenwärtig ist weit und breit keine Linkskurve in Sicht. Was 
können wir von der Reform der Altersvorsorge erwarten, die 
zurzeit im Parlament ist?
Es war ein freisinniger Bundesrat, Walter Stampfli, der zusam-
men mit dem Chef des Gewerkschaftsbundes Robert Bratschi 
die AHV aufgleiste. Eine Wahnsinnsleistung. Das wäre heute 
nicht mehr vorstellbar. Die 11. AHV-Revision ist seit 16 Jahren in 
der Pipeline. Wir sind mittlerweile beim fünften Anlauf und es 
ist langsam Zeit für eine Lösung. Die Vorlage, die der Ständerat 
noch in alter Zusammensetzung vor den letzten Wahlen verab-
schiedet hat, wird keine Chance mehr haben. Die beschlossene 
Rentenerhöhung ist gestorben. Dabei sind die Zinseinnahmen 
bei der zweiten Säule so massiv gesunken, dass eigentlich auch 
ein Bürgerlicher nun sagen müsste: «Stärken wir wenigstens 
die AHV!» Wenn sie nicht dazu bereit sind, werden wir wieder 
das Referendum ergreifen. Bei der AHV habe ich keine Angst. 
Dieses Referendum gewinnen wir. Die Leute lassen sich ihre 
AHV nicht kaputtmachen. So können wir das Schlimmste ab-
wenden, haben aber immer noch keine Lösung. 
Wollen die Bürgerlichen überhaupt eine Lösung? Oder wollen 
sie diese Reform an die Wand fahren, damit der Druck beim 
nächsten Anlauf noch höher ist und sie drastischere Massnah-
men durchbringen?
Wenn die Bürgerlichen mit der AHV Konkurspolitik machen, 
dann geht das hinten raus. Wenn sie neben der EU- und der 
Flüchtlingspolitik auch noch die AHV schwimmen lassen, hal-
ten sie nicht lange durch. 
Scheitern wir Sozialdemokraten schlussendlich daran, dass 
wir echte Lösungen für grosse Probleme suchen und uns daran 
die Zähne ausbeissen?
Erhard Eppler, ein Vordenker der SPD, sagt: Es reicht nicht mehr, 
punktuelle Erfolge zu haben, wie etwa mit dem Mindestlohn. 
Wir brauchen eine grössere Perspektive als Alternative zum 
Marktradikalismus, in dem alles nur noch auf den Profit aus-
gerichtet ist. Und wir brauchen die entsprechenden politischen 
Figuren, die sie vertreten können. Im heutigen System schafft 
man es gar nicht mehr, genug zu korrigieren, damit es lebens-
wert bleibt. Auf Dauer wird es irgendwann mal kollabieren. 
Dann lassen wir die Überwindung des Kapitalismus im Partei-
programm?
Ja. Ich fand das nie falsch. Ich war stets der Meinung, dass die 
SP nicht den Bruch mit der sozialen Marktwirtschaft suchen 
sollte. Sie bringt Wohlstand für alle. Nur leben wir heute nicht 
in einer sozialen Marktwirtschaft, sondern im Raubtierkapita-
lismus. Den müssen wir überwinden. Die soziale Marktwirt-
schaft wäre eine Revolution.

Helmut Hubacher (1926) ist seit 1947 Mitglied der SP. Von 1956 bis 1968 
war er Grossrat von Basel-Stadt, von 1963 bis 1997 vertrat er die SP im 
Nationalrat. Zwischen 1975 und 1990 war er Parteipräsident. Heute arbeitet 
er als Kolumnist und Publizist (u. a. «Das Wort zum Montag», 2015; 
«Hubachers Blocher», 2014).
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Bald tickt die ganze 
Schweiz links!
Am 5. Juni 2016 geschah in der Innerschweiz, 
genauer in Luzern, Historisches: Ein Roter 
bugsierte den amtierenden CVP-Stadt-
präsidenten Stefan Roth aus dem Amt. Zum 
ersten Mal in der Geschichte der Stadt wird 
mit Beat Züsli ein sozialdemokratischer 
Stadtpräsident regieren. Am gleichen Sonn-
tag legte die SP in der Stadt Chur in der Ge-
meindewahl um 4,2 % zu, ebenfalls ein ein-
drückliches Resultat. Diese Erfolgsgeschich-
te der SP Stadt Luzern und ihres Kandidaten 
krönt eine Bilanz der SP in den Städten, die 
sich sehen lässt. In den  eidgenössischen 
Wahlen 2015 erreichte die SP in den acht 
grössten Städten im Schnitt einen Wähler-
anteil von 28,5 %, was ein Plus von 1,9 % 
bedeutet. Frappant waren die Ergebnisse in 
den grossen Städten der Deutschschweiz: 
Zürich 31,3% (+2,7 %), Basel 33,3 % (+4,2 %) 
und Bern 34,2 % (+3,7 %). Ab dem 1. Juli wird 
die SP neu auch in Lausanne das Stadtprä-
sidium innehaben. Die fünf grössten Städte 
sind links-grün regiert. Warum ist das so?
Sind es eher linke Menschen, die in der 
Stadt wohnen und in urbane Gebiete ziehen, 
während es rechts Gesinnte aufs Land 
zieht? Oder ist es der gute Job der links-
grünen Kräfte, der von den Wählerinnen und 
Wählern belohnt wird? Oder ist es am Ende 
gar eine nicht aufzulösende Huhn-oder-Ei-
Frage? Die SP bietet progressive Politik an, 
die es  erlaubt, energieeffizient zu leben, 
sich umweltfreundlich zu bewegen, die 
Kombination von Familie und Beruf besser 
zu meistern, ein vielfältiges Kulturange-
bot zu geniessen oder schlicht bezahlbar 
zu  wohnen. Diese progressive Politik ist 
aber nur möglich, weil sie gewünscht und 
politisch honoriert wird von Menschen, die 
keine Angst vor Fremden und Neuem haben, 
die ein Zusammenleben mit verschiedens-
ten Menschen als Chance sehen. Unsere 
Vision muss es sein, diese  optimistische, 
angstfreie und offene Form des Zusammen-
lebens und der politischen Antworten auch 
auf die Agglomerationen und ländlichen 
Gebiete ausweiten zu können. Erfüllen wir 
also unsere politische Verantwortung in den 
urbanen Zentren beherzt und gut. So wird 
der Zustrom an Zuziehenden vom Land in 
die Stadt anhalten, so erobern wir auch die 
Agglomerationen, und so wird bald die ganze 
Schweiz links ticken!
Flavia Wasserfallen, Co-Generalsekretärin der SP Schweiz

STAND
PUNKT

Ein Sonntag der
guten Zeichen

Das war ein guter Abstimmungssonntag. Die Abstimmungsresultate 
vom 5. Juni lassen aufatmen. Und sie verheissen Gutes im Hinblick 
auf den Kampf gegen eine masslos überladene Unternehmenssteuer-
reform III, und den Kampf gegen Rentenkürzungen und die Erhöhung 
des Rentenalters im Rahmen der Altersvorsorgereform 2020.

Wenn über zwei Drittel der Stimmbevöl-
kerung nicht mehr Geld für Strassenbau 
ausgeben und Sorge zu den Bundesfinan-
zen tragen will, dann ist das ein gutes Zei-
chen für den öffentlichen Verkehr sowie 
den Velo- und Fussverkehr. Die Milchkühe 
haben ausgemuht. Im Hinblick auf die Be-
handlung des Strassenfonds muss deshalb 
auch allen klar sein, dass eine vernünftige 
Erhöhung des Benzinpreises (nach nota-
bene 30 (!) Jahren) für die Finanzierung 
unabdingbar ist. Alles andere wäre zum 
Scheitern verurteilt.

Wenn zwei Drittel der Stimmbevölke-
rung für die Beschleunigung der Asylver-
fahren und den gleichzeitigen Ausbau des 
Rechtsschutzes votieren, dann ist das ein 
gutes Zeichen für die Asylsuchenden und 
alle, die konstruktive Lösungen für die He-
rausforderungen im Asylbereich suchen. 
Wenn sich FDP und CVP noch am gleichen 
Tag reflexartig der SVP an die Brust werfen 
und in die Verschärfungsrhetorik verfal-
len, dann sollten sie sehr genau überlegen, 
was sie tun. Die primären Aufgaben, die 
sich in der Asylpolitik stellen, heissen ge-
ordnete Aufnahme, Prüfung der Schutzbe-
dürftigkeit, Unterbringung und Integrati-
on derjenigen, die in der Schweiz bleiben. 
Hier erwartet die Bevölkerung Lösungen 
und keine Problembewirtschaftung. Die-
sen Weg wird die SP weitergehen.

Wenn eine Mehrheit der Stimmbevöl-
kerung den Service public nicht mit einem 
unklaren und untauglichen Verfassungs-
text gefährden will, dann ist das ein gu-
tes Zeichen für einen starken und breiten 

Service public in öffentlicher Hand. Es be-
deutet einerseits eine Absage an jegliche 
Privatisierungsgelüste von rechts. Es ist 
aber andererseits auch ein Wink mit dem 
Betonpfeiler an die überrissenen Kaderlöh-
ne in den Chefetagen von Swisscom, SBB 
und Co. Diese müssen runter und für dieses 
Anliegen konnte die SP bereits Verbündete 
aus allen Lagern gewinnen. Auch hier geht 
die politische Arbeit weiter.

Wenn eine Mehrheit der Stimmbevölke-
rung einen grundlegenden Systemwechsel 
mit dem bedingungslosen Grundeinkom-
men ablehnt, dann ist das ein gutes Zei-
chen für eine starke AHV und gute Löhne. 
Es ist ein Vertrauensbeweis für unseren 
Sozialstaat und gleichzeitig ein Auftrag, 
Löhne und Arbeitsbedingungen weiter zu 
verbessern. Denn unser vordringliches 
und reales Ziel bleibt, möglichst vielen 
Menschen einen zufriedenstellenden Platz 
in der Arbeitswelt zu bieten. Das erreicht 
man mit guter Ausbildung, fairen Arbeits-
bedingungen und starken Sozialversiche-
rungen.

Was bleibt? Dieser Abstimmungssonn-
tag verheisst Gutes. Im Hinblick auf den 
Kampf gegen eine masslos überladene Un-
ternehmenssteuerreform III, die ausser 
grossen Milliardenlöchern für die Allge-
meinheit nichts hinterlässt – wie auch auf 
den Kampf gegen Rentenkürzungen und 
gegen die Erhöhung des Rentenalters im 
Rahmen der Altersvorsorgereform 2020, 
wo die SP auf die Stimmbevölkerung wird 
zählen können.
Flavia Wasserfallen

Die Milchkühe haben ausgemuht. 
Auch sonst war der 5. Juni ein guter 
Abstimmungssonntag.
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Das lassen wir 
nicht durch!
Die SP sorgt für solide öffentliche 
Finanzen. Das beweist sie zum Bei-
spiel in Basel-Stadt. Seit zwölf Jah-
ren stellt Rot-Grün dort die Mehr-
heit. Nach über fünfzig bürgerlich 
dominierten Jahren übernahm sie 
2005 einen defizitären, hoch ver-
schuldeten Kanton. Seither schreibt 
der Kanton wieder schwarze Zah-
len. Die Finanzministerin Eva Her-
zog (SP) hat in elf Jahren die Schul-
den gedrittelt und die Pensionskasse 
saniert. Mit einer sozialen Steuerre-
form konnte sie sogar das Existenz-
minimum von Steuern befreien und 
die unteren Einkommensschichten 
entlasten. Und was ist das Geheim-
rezept dieser Politik? – Es gibt keine 
Steuergeschenke, die wir uns nicht 
leisten können. 

Als gäbe es kein Morgen
Wie man die Staatsfinanzen hinge-
gen mit Vollgas an die Wand fährt, 
zeigt die neue bürgerliche Mehrheit 
im Nationalrat. Sie politisiert, als 
gäbe es kein Morgen. Was sie in nur 
einem halben Jahr alles an Geschen-
ken beschlossen oder angekündigt 
hat, spottet jeglicher Vernunft. Die 
Mehrausgaben für die Armee von 
jährlich 0,3 Milliarden und den 
Strassenbau (NAV) von 0,7 Milliar-

den nehmen sich dabei noch recht 
bescheiden aus. Den Bauern, die 
Bauland verkaufen, wollen sie 0,4 
Milliarden schenken. Mit der  Un-
ternehmenssteuerreform (USR III) 
machen sie Geschenke, welche den 
Bund etwa 1,4 Milliarden kosten. 
Und das notabene nur an Unterneh-
men, die Gewinne schreiben, nicht 
etwa an die vielen anderen. Die Bit-
te der Kantone, das Fuder nicht zu 
überladen, überhörten die Parteien, 
die im Bundesrat die Mehrheit stel-
len, demonstrativ. Das ist aber längst 
nicht alles. SVP, FDP und CVP haben 
in der WAK auch noch beschlossen, 
die Finanzbranche zu beschenken 
und sämtliche Stempelabgaben ab-
zuschaffen. Das würde nochmals 
satte 2,3 Milliarden Franken kosten. 
Und schliesslich will die bürgerliche 
Mehrheit auch noch die kaum mehr 
existente Heiratsstrafe abschaffen, 
ohne dass es dabei Verlierer geben 
soll, was die Bundeseinnahmen um 
weitere rund zwei Milliarden ver-
schlechtern könnte. Mit all diesen 
Geschenken wird der Bundeshaus-
halt gegen den Widerstand der SP 
um jährlich gut sieben Milliarden 
Franken verschlechtert. Hinzu 
kommen kaum bezifferbare Milli-
ardenlöcher bei Kantonen und Ge-

Die neue bürgerliche Mehrheit treibt Bund, Kantone und Gemeinden mit riesigen Schritten in die Schuldenfalle. 
Allein beim Bund will sie uns ein wiederkehrendes Budgetloch von sieben Milliarden aufbürden. Bezahlen müs-
sen das die Leute, die von Lohn und Rente leben. Das werden wir verhindern. Unser Widerstand ist sicher.

meinden. Sieben Milliarden Franken 
sind eine gigantische Summe. Selbst 
wenn der Bund alle Angestellten 
entliesse, könnte er diese Minder-
einnahmen nicht auffangen.

SP ergreift Referendum
Unsere Frage, woher das Geld für die 
Geschenke kommen soll, haben SVP 
und Co. nie beantwortet. Bundesrat 
Maurer hingegen schon. Angesichts 
der sowieso drohenden Defizite, so 
der Finanzminister, müsse der Bund 
die sogenannt gebundenen Ausga-
ben kürzen. Dazu gehören die Er-
gänzungsleistungen und die AHV, 
welche zu zwanzig Prozent aus der 
Bundeskasse alimentiert wird. Viele 
Kantone und zahlreiche Gemeinden 
müssten zudem die Einkommens-
steuern erhöhen. Die Antwort, die 
uns die Bürger lichen vorenthalten, 
ist also klar: Die Steuergeschenke 
an die Vermögenden und die Bauern 
bezahlen die Rentnerinnen und der 
Mittelstand. Das werden wir ver-
hindern. Deshalb hat die SP Oppo-
sition angekündigt. Sie wird gegen 
die Unternehmens steuerreform das 
Referendum ergreifen. Und es wird 
nicht unser letztes sein. 
Beat Jans ist Nationalrat BS

Was bleibt, ist ein schwarzes Loch. Selbst 
wenn der Bund alle Angestellten entliesse, 
könnte er die Mindereinnahmen von rund 
7,1 Milliarden Franken nicht kompensieren.

Wie man 
die Staats-
finanzen 
mit Voll-
gas an 
die Wand 
fährt, zeigt 
die neue 
Mehrheit 
im Natio-
nalrat.
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 -0,3 Mrd.
Armee

-0,4 Mrd.
Steuerprivileg

Bauern

-0,7 Mrd.
Strassenbau

-1,4 Mrd.
USR III

-2 Mrd.
Abschaffung
Heiratsstrafe
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«Es braucht jetzt mehr 
denn je eine starke SP»
Christian Levrat wird die SP als Präsident in die Wahlen 2019 führen. In der laufenden 
Legislatur werde die Partei vermehrt ausserhalb des Parlaments Mehrheiten beschaffen 
müssen, sagt er. Dabei bleibe aber auch Platz für eigene Projekte.

Christian, du bleibst bis zu den 
Wahlen 2019 Präsident. Was hat 
dich zu diesem Entscheid bewogen?
Die neuen Mehrheitsverhältnis-
se im Parlament sowie die bevor-
stehenden Aufgaben für die SP im 
und ausserhalb des Parlaments 
motivieren mich, am Parteitag noch 
einmal als Präsident zu kandidieren. 
Es braucht jetzt mehr denn je eine 
starke SP, damit die Interessen der 

Gesamtbevölkerung nicht unter die 
Räder kommen. Da gebe ich, zusam-
men mit dem erneuerten Gesamt-
präsidium, gerne vollen Einsatz.
Du wurdest letztes Jahr zum ein-
flussreichsten Parlamentarier ge-
kürt, in der laufenden Legislatur 
wirst du als SP-Präsident vor allem 
Abwehrkämpfe führen müssen. 
Kannst du mit dieser Rolle umge-
hen?
Bei meiner Wahl zum SP-Präsiden-
ten las ich das Gegenteil. Ich sei zu 
stark Aktivist und weniger Parla-
mentarier. Fakt ist, es war schon 
immer die Stärke der SP, dass wir 
beides beherrschen: im Parlament 
Einfluss ausüben und, wenn es sein 
muss, auch ausserhalb des Parla-
ments Mehrheiten beschaffen. In 
dieser Legislatur steht Letzteres im 
Vordergrund und die SP ist dafür 
bestens aufgestellt. 
Von den Medien, aber auch aus den 
eigenen Reihen wird die SP kriti-

siert, sie habe keine eigenen Projek-
te mehr, handle nur noch reaktiv. 
Was sagst du zu dieser Kritik?
Wenn die SP eine unbequeme Op-
positionspolitik ankündigt und 
Angriffe auf die AHV oder Milliar-
dengeschenke an Grosskonzerne 
abwehren will, dürfen wir keinen 
Applaus von den bürgerlichen Medi-
en erwarten. Denn sie wissen, dass 
wir damit in der Bevölkerung den 
richtigen Nerv treffen und sie brem-
sen werden.

Damit machen wir den Weg frei 
für unsere Lösungen. Ausserdem 
sammeln wir derzeit Unterschriften 
für drei  Initiativen: die Transparen-
zinitiative, die Mieterinitiative und 
den Vaterschaftsurlaub. Es mangelt 
also nicht an eigenen Projekten. 
Wir werden ausserdem bereits am 
Parteitag im Dezember das Konzept 
einer  demokratischeren Wirtschaft 
mit Inhalt füllen und breit disku-
tieren. 

THEMA AN DER DV IN CHUR
Seit den Wahlen vom Oktober 2015 
hat der Wind gedreht – nach rechts: 
Milliardengeschenke an reiche 
Bauern, Aktionäre und Grosskon-
zerne, Kahlschlag in der Entwick-
lungszusammenarbeit, Kürzungen 
in der Bildung, mehr Macht für die 
Krankenkassen, Rentenalter 67, 
Ablehnung eines minimalen Vater-
schaftsurlaubs, mehr Geld für Stras-
sen, Armee und Landwirtschaft. In 
beispielloser Arroganz und Selbst-
bedienungsmentalität marschiert 
die rechte Mehrheit im Parlament 
durch. Ohne jedes Verantwortungs-
gefühl für das Gesamtinteresse des 
Landes und das Gemeinwohl. Es 
ist Zeit, Widerstand zu leisten und 
unbequeme Oppositionspolitik zu 
betreiben, um die Interessen der 

ganzen Bevölkerung vor der Gier der 
mächtigen Lobbys und Einzelinter-
essen zu schützen. 
Die Delegierten der SP Schweiz 
befassen sich am 25. Juni an ihrer 
Versammlung in Chur mit den 
neuen Realitäten im Parlament. Zur 
Debatte steht die Resolution der 
Geschäftsleitung «Genug ist genug: 

Die SP ist bereit für eine unbequeme 
Oppositionspolitik im Interesse der 
Gesamtbevölkerung». Des Weiteren 
entscheidet die Delegiertenver-
sammlung über die Lancierung des 
Referendums gegen die Unterneh-
menssteuerreform III.
Informationen zur Delegiertenver-
sammlung: www.spschweiz.ch/dv

-2,3 Mrd.
Abschaffung

Stempelabgaben

SO VIEL KOSTET
UNS DIE POLITIK

DER BÜRGER-
LICHEN



  « Die ABS war unsere Partnerin der ersten Stunde. 
Sie hat auf Anhieb verstanden, worum es bei 
unserem Projekt wirklich ging: um nach haltig und 
wirtschaftlich produzierte Energie und um die 
Zukunft unserer Gemeinde.»
Emil Müller, Verwaltungsratspräsident der Ouvra Electrica Susasca Susch und Gemeindepräsident Zernez.

Die Alternative Bank Schweiz fördert seit ihrer 
Gründung vor über 25 Jahren schweizweit Innovationen 
im Bereich der Neuen Erneuerbaren Energien. www.abs.ch
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Anders als Andere.

«Wes Brot ich ess’,
des Lied ich sing»
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Anders als Andere.

offenlegen. Wie viel sie damit verdienen, 
bleibt ein Geheimnis. Wir meinen: Die 
Bürgerinnen und Bürger sollen wissen, 
welche Interessenbindungen ein Par-
lamentsmitglied bei seinen Entschei-
dungen beeinflussen könnten. Deshalb 
fordern wir eine gesetzliche Grundlage, 
damit die Mitglieder des Grossen Rats 
sämtliche Einkünfte aus beruflichen 
Tätigkeiten und aus Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit Interessenbindungen 
offenlegen müssen.

Transparenz jetzt! Offenlegung der  
Politikfinanzierung
Für die Regierungsratswahlen im März 
hat die SVP den Kanton Bern bereits 
im Dezember flächendeckend mit Neu-
jahrsgrüssen zuplakatiert. Die SP kann 
sich eine solche Kampagne nicht leis-
ten. Völlig unakzeptabel ist jedoch, dass 
die Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger nicht erfahren, wer Wahl- und 
Ab stimmungskampagnen mit welchen 
(Un-)Summen finanziert. 

Wir verlangen, dass politische Par-
teien und Interessengruppen Transpa-
renz über Einnahmen und Ausgaben 
schaffen müssen.

Die SP Kanton Bern hat unter dem Titel «Transparenz jetzt!»  
im Grossen Rat drei Motionen eingereicht. National läuft seit 
kurzem eine Volksinitiative.

«Wes Brot ich ess’,
des Lied ich sing»

Transparenz jetzt! Einführung einer  
kantonalen Parteienfinanzierung
Die Parteien leisten einen wichtigen 
Beitrag für das Funktionieren der De-
mokratie. Sie rekrutieren Kandidatin-
nen und Kandidaten für öffentliche 
Ämter, nehmen Stellung zu politischen 
Geschäften und tragen massgeblich zur 
Meinungsbildung bei. Einen Grossteil 
der Arbeit verrichten die Mitglieder und 
Mandatstragenden ehrenamtlich und 
oft auf eigene Kosten. Aktuelle Diskus-
sionen innerhalb der SP zeigen, dass die 
Finanzen der Partei aus dem Lot gera-
ten. Wir fordern deshalb eine kantonale 
Parteienfinanzierung und unentgeltli-
che Plakatflächen bei Abstimmungen 
und Wahlen.

«Wer zahlt, befiehlt», hat meine 
Grossmutter jeweils gesagt. Heute ist es 
nicht anders. Wer Geld hat, kann die öf-
fentliche Meinung damit beeinflussen. 
Doch die Mehrheit im Grossen Rat hält 
nicht viel von Fairness und Transpa-
renz. Die Motion «Offenlegung der Poli-
tikfinanzierung» wurde in der Junises-
sion zwar als unverbindliches Postulat 
überwiesen. Die beiden anderen Motio-
nen fanden aber keine Mehrheit im Rat. 
Dank der Initiative auf nationaler Ebene 
hat das Volk trotzdem das letzte Wort. 
Mein Aufruf: Sammelt Unterschriften 
für die SP Transparenz-Initiative!
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Letzte Woche staunte ich nicht 
schlecht, als ich in meinem Briefkasten 
angeblich wichtige Informationen zur 
eidgenössischen Abstimmung über das 
Referendum zum Asylgesetz vorfand. 
Schon dass das Schreiben vor Unwahr-
heiten strotzte, war schwer verdaulich. 
Doch wer steckt hinter dem Schreiben 
und hinter dem Komitee? Wer hat das 
nötige Geld für einen Versand an alle 
Haushalte in der Schweiz?

Wir können nur spekulieren. Denn 
die Schweiz ist das einzige Land in Eu-
ropa, das die Finanzierung von Partei-
en und politischen Kampagnen nicht 
regelt. Aus diesem Grund hat die SP 
Schweiz im April die Transparenz-In-
itiative lanciert. Sie verlangt, dass Par-
teien und Komitees ihre Finanzen und 
Spenden über 10 000 Franken offen-
legen müssen. Die SP Kanton Bern hat 
unter dem Titel «Transparenz jetzt!» 
im Grossen Rat ebenfalls drei Motionen 
eingereicht.

Transparenz jetzt! Offenlegung der 
Einkünfte aus Interessenbindungen
Bereits heute müssen die Mitglieder des 
Grossen Rats ihre Interessenbindungen 

Michael Aebersold,
Grossrat und 
Fraktionspräsident 
SP-JUSO-PSA-
Fraktion

LINKS BERN



M e h r  P l a t z  i n 
d e r  R e g i o n
Welches ist dein Lieblingsplatz in der Region Bern? Der Bundesplatz? Der Münsterplatz? Der Vorplatz 
der Reitschule? Der Liebefeldpark? Das Marzili? Oder doch dein Quartier- oder Dorfplatz? Wir alle haben 
 unsere Lieblingsplätze und andere öffentliche Räume, die wir nie besuchen. Das gleiche gilt für die gesamte 
 Bevölkerung.

Definierte und undefinierte Regeln 
dominieren die öffentlichen Plätze: 
Die offiziellen Regeln werden durch 
die Städte, Gemeinden und Grund-
eigentümerInnen gemacht: Wer 
am Bahnhof Werbemuster vertei-
len will, muss bezahlen; trotz Ver-
sammlungsfreiheit braucht es auf 
dem Bundesplatz eine Bewilligung 
für eine Demonstration, während 
das Recht, einen Event durchzufüh-
ren, gekauft werden kann; wer einen 
Märit-Stand auf dem Bärenplatz auf-
stellt, muss dies anmelden und das 
vorgegebene Zeitfenster einhalten. 

Es gibt aber auch ungeschriebene 
Regeln. Oder könnt ihr euch vorstel-
len, zu den Menschen beim Schach-
spiel auf dem Bärenplatz hinzugehen 
und zu sagen: «Jetzt will ich spielen, 
ihr seid bereits seit Stunden dran?» 
Auf dem Vorplatz der Reitschule 
Coca-Cola-Dosen mit Werbeflyer zu 
verteilen? Oder vor einem Fussball-
spiel im Wankdorfstadion den gan-
zen Vorplatz zum Einradfahren zu 
beanspruchen?
 
Plätze für alle statt für wenige
Sowohl die offiziellen als auch die 
ungeschriebenen Regeln führen im-
mer wieder zu Konflikten zwischen 
Anspruchsgruppen. Wie können wir 
als SP damit umgehen? Platz bzw. 

öffentliche Plätze «für alle statt für 
wenige» gilt auch hier!

Die Benutzung vieler öffentlicher 
Plätze wird immer wieder einge-
schränkt und der Bevölkerung wird 
damit wichtiger Freiraum wegge-
nommen. Die berühmt-berüchtigten 
«Steine» in der Bahnhofsunterfüh-
rung wurden vom Randgruppen-
treffpunkt zum sitzlosen Einkaufs-
zentrum. Die Plattform vor dem 
Münster ist während der Nacht für 
die Bevölkerung geschlossen, um 
den Drogenhandel einzuschränken. 
Im Eichholz patrouillieren Broncos, 
um erfolgreich Lärm- und Rauch-
emissionen für AnwohnerInnen zu 
vermindern. Dies sind berechtigte 
Anliegen – oder weniger berechtig-
te, je nach persönlicher Einstellung 
oder Betroffenheit. Wenn wir uns 
am Versprechen «für alle statt für 
wenige» messen lassen wollen, darf 
der Nutzungsdruck auf den einzel-
nen Plätzen aber nicht zu gross wer-
den. Nur so finden tatsächlich alle 
ihren Platz. Damit gilt die Devise: 
Mehr und unterschiedliche öffent-
liche Räume in Bern und der Region 
schaffen.
 
Der Europaplatz als gutes Beispiel
Der belebte Europaplatz ist ein ge-
lungenes Beispiel dafür, dass nicht 

alle Plätze gleich sein müssen. Er 
ist ein Novum in der regionalen 
Platzpolitik. Sitzgelegenheiten 
um die Säulen vermitteln die Bot-
schaft, dass alle hier verweilen und 
beispielsweise ein mitgebrachtes 
Dosenbier trinken dürfen. Dies ist 
ein verbreitetes Bedürfnis unter-
schiedlichster Gruppen, die sich 
den Besuch im Restaurant nicht 
leisten können und dennoch den 
sozialen Kontakt und einen Treff-
punkt suchen. Die Lage unter der 
Autobahnbrücke macht den Platz 
für viele zum «Unort». Aber kein an-
derer Platz ist so gut vor Regen und 
Sonne geschützt. Davon hat zuletzt 
das Street-Food-Festival profitiert. 
An jedem anderen Platz wäre dieser 
 kulinarische Höhepunkt wortwört-
lich ins Wasser gefallen.

Mehr Platz für alle! Damit sich 
alle Gruppen, egal, ob wir die Grup-
pe mögen oder nicht, ihren Platz 
aneignen können. Dazu braucht es 
auf den Plätzen auch undefinierte 
Freiräume. Schliesslich ist der öf-
fentliche Raum der Spiegel unserer 
Gesellschaft. Wenn Personen oder 
Gruppen von Plätzen verdrängt 
 werden, ist dies ein Zeichen dafür, 
dass wir auch ihre Ansprüche oder 
Probleme in der Gesellschaft ver-
drängen.

Tanja Bauer, 
Mitglied Vorstand SP Köniz 
und GL SP Region Bern

Der 
öffent liche 
Raum ist 
der  Spiegel 
 unserer 
Gesell-
schaft.

Der Europaplatz: Für einige der urbanste Berns. 
Die steinernen Stufen laden zum Sitzen ein.
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schliesst»2. Seither ruht das Verfahren, was 
gemäss Zivilprozessordnung ZPO bedeu-
tet, dass das Verbot für die Einsprechenden 
nicht gilt. Jetzt müsste die BIAG gegen die 
Einsprachen klagen. Der Badener Mahn-
wacher Andy Vogt meint dazu: «Von Seiten 
der Eigentümerin wurden keine weiteren 
Schritte unternommen. Wir würden uns auf 
einen Weiterzug bis ans Bundesgericht freu-
en, da dieses in einem vergleichbaren Fall ein 
Verbot als  unzulässig beurteilte.» 

Auf die Fragen von links.ag nach der 
Rechtsgrundlage des Verbots und nach dem 
weiteren Vorgehen antwortete Gerichtsprä-
sidentin Roth, das Gericht habe nach ZPO nur 
zu prüfen, ob der Gesuchsteller dinglich be-
rechtigt (also Eigentümer des Grundstücks) 
ist und ob er  eine bestehende oder drohende 
Störung  glaubhaft darlegen kann. Für das 
Gericht sei, so Roth, das Verfahren mit der 
Übermittlung der Einsprachen an den Eigen-
tümer der Liegenschaft abgeschlossen:  «Das 
weitere Vorgehen obliegt nun dem Gesuch-
steller.» Und dieser will nicht klagen, da dies 
aufwendig und kostspielig wäre und das Ver-
bot ja noch dort steht, wo es eigentlich nicht 
stehen dürfte. 

Stadtrat lockert Reglement
Eine andere, nämlich eine öffentlich-rechtli-
che, Verfügung steckt hinter dem Beschluss 
des Stadtrats Brugg von Ende Mai, die Vorga-
ben für die Mahnwachenden vor dem Ensi zu 
lockern. Nach einer von der Gemeindeabtei-
lung des Kantons moderierten Aussprache 
zwischen der Stadt und den Atomgegnern 
dürfen letztere jetzt mit durchschnittlich 
sechs und maximal neun Personen und mit 
drei Fahnen (!) von Montag bis Donnerstag 
vor dem Ensi stehen. Damit übertreten die 

Als die Ärzt_innen für Umweltschutz im Juni 
2015 dem Ensi-Direktor einen Brief überrei-
chen wollten und sich nicht nur, wie damals 
vom städtischen Reglement bewilligt, sechs 
Leute, sondern mehrere Weisskittel vor das 
Ensi wagten, rief ein erboster Ensi-Mitar-
beiter die Polizei auf den Platz. Diese drohte 
den Demonstrierenden Bussen an und ver-
wies sie des Ortes. Ärztliche Rezepte sind 
bei der Atomaufsichtsbehörde offensichtlich 
unerwünscht. Im Brief der Medizinerinnen 
stand unter anderem1: «Das Ensi soll nicht 
die Schrott-Reaktoren, sondern endlich die 
Bevölkerung schützen.» 

Gerichtspräsidentin verbietet Mahnwachen 
Seit Fukushima veranstalten jeweils von 
Montag bis Donnerstag die Atomgegner_in-
nen auf dem Fussgängerbereich vor dem 
Eidgenössischen Nuklearsicherheitsinspek-
torat Ensi in Brugg Mahnwachen gegen den 
Betrieb der beiden Beznau-Reaktoren und 
von Mühleberg (siehe links.ag 162). Das Ensi 
ist eingemietet in einem Gebäude, das der 
Brugg Immobilien AG (BIAG), einem Zweig 
der Kabelwerke Brugg, gehört. Diese reichte 
2014 beim Bezirksgericht Brugg ein Gesuch 
um ein privatrechtliches Versammlungsver-
bot vor dem Ensi ein. Bezirksgerichtspräsi-
dentin Franziska Roth verfügte das Verbot 
am 27. November 2014, offenbar ohne vor-
gängig zu prüfen, ob der Fussgängerbereich 
privatrechtlich überhaupt zu belangen ist. 
In Hunderten von Einsprachen gegen das 
Verbot wurde nämlich auf den betreffen-
den Gestaltungsplan hingewiesen, der den 
Bereich vor dem Eingang zum Ensi-Sitz 
zum «öffentlichen Fussgängerbereich bzw. 
Trottoir» erklärt,  was ein privatrechtli-
ches « gerichtliches Verbot kategorisch aus-

Fragwürdiges Verbot 
gegen die Mahnwache

Mahnwacher aber regelmässig das privat-
rechtliche Verbot. Ohne Folgen … 

Gerichtspräsidentin ist jetzt 
SVP-Regierungsratskandidatin
Inzwischen wurde Franziska Roth von der 
SVP als Regierungsratskandidatin nomi-
niert. Mit der Geschichte des Kundgebungs-
verbots vor dem Ensi kann der Frau, die ge-
mäss AZ-Interview vom 21. April 2016 mit 
Cédric Wermuth «kein Bier trinken gehen 
würde» und die über Andreas Glarner sagt, 
es sei «beeindruckend, mit welcher Konse-
quenz er sehr gute politische Arbeit macht   
als Gemeindeammann und in Bern», recht-
lich nichts vorgeworfen werden. Sie hat nach 
dem Buchstaben der ZPO gehandelt. Jedoch 
ist links.ag der Auffassung, dass die Brug-
ger Richterin sorgfältiger hätte abklären 
dürfen, ob bei der fraglichen Parzelle nicht 
eine öffentlich-rechtliche Einschränkung 
besteht. Oder anders gefragt: Warum hat 
sie das unterlassen? Und wie starr würde 
sich eine Regierungsrätin Roth nur an einen 
Rechtsbuchstaben halten, der nicht die gan-
ze rechtliche Situation erfasst? «Andy Vogt 
geht weiter:  Exponentinnen der Partei, wel-
che dauernd gegen die Gesetzesflut wettert, 
produzieren selber undemokratische, sinn-
lose Verbote.»  

Wie lange das rechtswidrige Verbot noch 
stehen bleibt, ist unklar. Gerichts präsidentin 
Franziska Roth könnte es richterlich aufhe-
ben. Darauf wird man aber wohl vergeblich 
warten. Eine absurde Situation.

1 Quelle: AZ Brugg vom 26. Juni 2015
2 Zitiert aus der Einsprache gegen das Verbot

Andy Vogt von Baden kandidiert für den Grossen Rat. 
Katharina Kerr von Aarau ist Redaktorin links.ag

EIN FRANZÖSISCHER SKANDAL UND DIE VERTUSCHTEN MÄNGEL
kk. Am 27. Mai berichtete NZZ 
online über «Unregelmässigkei-
ten bei den Fertigungskontrollen 
von Bauteilen wie Reaktordruck-
behältern im Schmiedewerk 
Creusot Forge», heute eine 
Tochterfirma des französischen 
Atomtechnik-Konzerns Areva. 
Die Fertigungskontrollen seien 
regelmässig gefälscht, erkannte 
Materialfehler nicht dokumen-
tiert worden. Die französische 
Atomaufsichtsbehörde ASN habe 
die schweizerische Atomauf-

sichtsbehörde Ensi über diese  
Unregelmässigkeiten  informiert, 
da das Schmiedewerk Creusot ab 
1965 die Reaktordruckbehälter 
für Beznau 1 und 2 produziert 
hat. Deutlicher drückte sich die 
zum Tamedia-Konzern gehören-
de Lausanner Zeitung 24heures 
am 27. Mai aus: « Creusot forge, 
qui appartient à Areva, l’un des 
leaders mondiaux du nucléaire, a 
falsifié pendant près de cinquan-
te années les dossiers des pièces 
qu  elle produit pour la cons-

truction des centrales. » Laut 
 Beznau-Leiter Mike Dost gelten 
die Einschlussfehler im Mantel 
«nach den damaligen und heuti-
gen Reglementen als ‹akzepta-
bel›». Die 925 Fehler im Stahl-
mantel sind aber bekanntlich ein 
Grund, warum das 47jährige AKW 
Beznau 1 momentan stillsteht 
und warum seine Wiederinbe-
triebnahme nicht sicher ist. Flori-
an Kasser von Greenpeace meinte 
zu 24heures, falls die Dokumen-
tenfälschungen von Creusot 

beide Beznau-AKWs betreffen, 
bedeute dies ein äusserst gravie-
rendes Sicherheitsproblem dieser 
Meiler. Nun muss die Axpo dem 
Ensi bis Ende Jahr nach weisen, 
dass (beziehungsweise ob) der 
Reaktor sicher betrieben werden 
kann. Die Mahnwachen für eine 
Abschaltung gehen weiter.

Die «Aargauer Zeitung» und 
der «Tages-Anzeiger» berichte-
ten über diesen Skandal bisher 
nicht. 
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Er ist keine Ausnahme. Während der 
letzten Jahre haben sich viele Arbei-
ter/innen und arme Menschen selbst 
in Brand gesetzt, um gegen die 
 Ungleichheit im Iran zu protes-
tieren. Am 23. September 2015 zün-
dete sich in Ahwaz im Süden des 
Iran ein 36-jähriger Mann mit 
 Namen Omid Rashedi an, weil sein 
 Arbeitgeber seinen Vertrag nicht 
 verlängern wollte. Nach einigen 
 Tagen im  Spital starb dieser Mann, 
der Frau und  Kinder hatte. Aufgrund 
von  Schwierigkeiten mit ihrem 
Arbeit geber zündete sich eine Frau 
am 12.  Juli 2015 in Mashhad im 
Osten  Irans an.

Laut Beamten des iranischen Ge-
sundheitsministeriums ist Arbeits-
losigkeit die Hauptursache für 
 Sui zide im Iran. Der Chef der Irani-
schen Handelskammer gibt an, dass 
jede Stunde 150 Arbeiter/innen ih-
ren Job verlieren. Im von den Mul-
lahs  regierten Iran müssen mindes-
tens zwölf Millionen Arbeiter/innen 
von einem Einkommen leben, das 
mindestens dreimal tiefer ist als die 
offizielle  Armutsgrenze, teilweise 
sogar unter der offiziellen Über-
lebensgrenze liegt. Laut dem Indust-
rieminister sind 60 Prozent der in-

dustriellen Anlagen halb oder ganz 
geschlossen und 70 Prozent der 
noch laufenden Betriebe funktionie-
ren nicht mehr.

Diejenigen Industrieanlagen, in 
denen weniger als 10 Arbeiter/in-
nen arbeiten, unterliegen nicht dem 
Arbeitsgesetz, sodass die Arbeitge-
ber sie behandeln können, wie sie 
wollen. Laut dem Arbeitsminister 
arbeiten 30 Prozent der Arbeiter/in-
nen im Iran unter dem so genannten 
weissen Vertrag, in den erst nach der 
Unterzeichnung die Arbeitsbedin-
gungen hineingeschrieben werden 
– und zwar vom Arbeitgeber.

Die Arbeiter/innen im Iran haben 
kein Recht, sich selbst zu organisie-
ren und die Verbände und Gemein-
schaften sind brutalen Repressionen 
durch die Regierung ausgesetzt. 
Wenn die Arbeiter/innen versuchen, 
unabhängige Vereine und Gemein-
schaften zu gründen, werden sie 
brutal durch die IRGC oder das Ge-
heimdienstliche Ministerium unter-
drückt.

Momentan sind viele Arbeiter/
innen entweder im Gefängnis oder 
unter Bedrohung der Sicherheits-
kräfte. Mohammad Jarahi ist einer 
dieser eingekerkerten Arbeitsak-

tivisten – er ist seit fünf Jahren im 
Zentralgefängnis der Stadt Tabriz. 
Er leidet an Kehlkopfkrebs und be-
nötigt dringend eine professionelle 
medizinische Behandlung. Wäh-
rend der letzten 36 Jahre hat die Is-
lamische Republik viele Arbeiter/
innen in ihren Gefängnissen getö-
tet. Gholamreza Khosravi  Savadjani 
war einer dieser Arbeiter; er wurde 
am 1. Juni 2014 im Rajai-Shahr-Ge-
fängnis in Karaj hingerichtet. Herr 
Savadjani war Vater eines Jungen im 
Teenageralter. Shahrokh Zamani, 
der aufgrund seines Widerstands als 
Gewerkschafter ins Gefängnis kam, 
war fünf Jahre in Gefangenschaft 
und starb wegen fehlender medizi-
nischer Versorgung im selben Ge-
fängnis am 13. September 2015.

Die Lösung für all dies ist un-
ser vereinter und organisierter 
Kampf. Die iranischen Arbeiter/in-
nen müssen das regierende Regime 
umstürzen und ein neues System 
etablieren, das auf Freiheit und Ge-
rechtigkeit basiert, sonst wird sich 
die Situation niemals ändern. Die 
iranischen Arbeiter/innen brauchen 
die Solidarität der Verbände und Ge-
werkschaften auf der ganzen Welt, 
um dieses Ziel zu erreichen.

Am 25. Februar 2016 setzte sich in Teheran ein Verkäufer selbst in Brand. Er wollte die Polizeikräfte 
davon abhalten, die Tücher, die er in der Innenstadt verkaufte, an sich zu nehmen.

Leiden, Gefängnis 
und Tod, wie leben 
die Arbeiter/innen 
im Iran?

GASTBEITRAG VON MENSCHENRECHTSAKTIVIST NIMA POUR JAKUB

Mohammad Jarahi
Gholamreza Khosravi 
 Savadjani Shahrokh Zamani

Nima Pour Jakub, Bellach 
nima.pouryaghoub@gmail.com

Arbeits-
losigkeit ist 
die Haupt-
ursache für 
Suizide im 
Iran.
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Wer rechnet, 
stärkt die AHV 

Seit mehr als zwanzig Jahren prasselt auf die Schweiz eine Angstkampagne ein. Kein Jahr vergeht, in dem nicht 
eine von einer Versicherung oder einer Bank finanzierte Studie den Kollaps der AHV ankündigt. Ein nüchterner 
Blick auf die Zahlen zeigt jedoch: Die AHV ist die sicherste und effizienteste Altersvorsorge.

«Drastischer Zuwachs an Rentnern» 
titelten die Medien vor kurzem. Bis 
ins Jahr 2045 werde sich die Zahl 
der über 65-Jährigen verdoppeln, 
war zu lesen. Das Rentenalter müsse 
erhöht werden, mindestens auf 67, 
besser noch auf 70, folgerten viele 
Kommentatorinnen und Kommen-
tatoren. Es war der vorläufige Höhe-
punkt einer Angstkampagne, die von 
der Wirtschaft und den Versicherern 
befeuert und von den Medien beina-
he kritiklos transportiert wird.

AHV schultert Alterung 
Das Fazit ist falsch. Nicht nur, weil 
der Arbeitsmarkt gar nicht genügend 
Arbeitsplätze für die älteren Arbeit-
nehmenden hergibt. Es widerspricht 
auch in krasser Weise den Erfah-
rungen aus siebzig Jahren AHV. Die 
Verdoppelung der Rentenzahlen in 
wenigen Jahrzehnten ist genau das, 
was die AHV in den letzten vierzig 
Jahren erfolgreich bewältigt hat. Seit 
1975 stieg die Zahl der AHV-Renten 
von 960 000 auf heute 2,2 Millionen 
an. Obwohl die Lohnprozente in die-
ser Zeit nie angehoben wurden, ist 
die AHV nicht kollabiert. Die Renten 
konnten sogar an die Teuerungs- 
und Lohnentwicklung angepasst 
werden. Nur einmal, 1999, kam ein 
Mehrwertsteuerprozent dazu. 

Möglich ist das wegen des genia-
len Finanzierungsmodells: Die AHV 
profitiert direkt von der Zunahme 
der Beschäftigten und dem Lohn-
wachstum. Das Modell sorgt zudem 
für sozialen Ausgleich. Denn Top-
Manager zahlen auf dem gesamten 
Lohn Beiträge, auch auf ihren Boni. 
Die Renten aber sind gedeckelt. Leu-
te mit sehr hohen Einkommen zah-
len deshalb viel mehr ein, als sie spä-
ter als Rente erhalten. Dank dieses 
äusserst effizienten Finanzierungs-
modells kann die AHV auch die Ba-
by-Boomer-Jahrgänge mit nur einem 
zusätzlichen Mehrwertsteuerpro-
zent bewältigen. Die AHV verfügt 
wegen der klugen Finanzierung aber 

auch über ein unschlagbares Preis-
Leistungs-Verhältnis. Hier kriegt 
der Grossteil der Rentnerinnen und 
Rentner für einen Beitragsfranken 
viel mehr Rente als in der zweiten 
oder dritten Säule. Es ist deshalb viel 
interessanter, die Rentenverluste 
in den Pensionskassen durch eine 
Stärkung der AHV auszugleichen, 
statt die unsichere zweite Säule wei-
ter aufzublähen.

Höhere Renten dank AHVplus
2014 hat der Schweizerische Ge-
werkschaftsbund, unterstützt un-
ter anderem vom Dachverband der 
Lehrerinnen und Lehrer Schweiz  
LCH und dem welschen Lehrer-
verband SER, die Volksinitiative 
AHVplus eingereicht. Sie verlangt 
eine Erhöhung der AHV-Renten 
um 10 Prozent. Die Initianten 
schlagen vor, diesen Zustupf über 
je 0,4 Lohnprozente für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber zu finan-
zieren. Für Normalverdiener sind 
das bescheidene Mehrkosten. Den 
Primarlehrer etwa würde das 40 
Franken im Monat kosten (inkl. 
Steuern etc. 68 Franken). Dem ste-
hen aber deutlich  höhere Renten 
gegenüber: Für Allein stehende im 
Schnitt ein Plus von 200 Franken 
pro Monat oder 2400 Franken pro 
Jahr, für verheiratete Paare sind 
es 350 respektive 4200 Franken. 
Müsste die gleiche Rentenerhö-
hung in der Pensionskasse oder 
privat angespart werden, käme das 
viel teurer. Der Primarlehrer müss-
te eineinhalbmal mehr einzahlen. 
Das unschlagbare Preis-Leistungs- 
Verhältnis der AHV ist in erster Li-
nie Folge der solidarischen Finan-
zierung. Positiv wirkt sich zudem 
aus, dass bei der ersten Säule fast 
kein Geld in fremde Taschen ab-
fliesst. Im Pensionskassengeschäft 
dagegen strichen Versicherer und 
Vermögensverwalter allein 2014 
rund 6,5 Milliarden Franken ein.
Barbara Gysi ist Nationalrätin SG
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DEUTLICH STEIGENDE ERTRÄGE 
TROTZ GLEICHBLEIBENDEN 
LOHNPROZENTEN
Seit 1975 zahlen Arbeitgeber und Arbeitnehmende zusam-
men 8.4 Lohnprozente in die AHV. In dieser Zeit haben sich 
die Erträge aus den Lohnbeiträgen mehr als verdoppelt. 
Der Grund: Die Löhne sind stark gestiegen und die Beschäfti-
gung hat zugenommen.
Quelle: «AHV – eine starke Altersvorsorge für Jung und Alt»
www.sgb.ch
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Rattenrennen gegen unten
Statt eine komplizierte und völlig undurchsichtige Reform durchzuziehen, muss der Bund endlich ein 
Machtwort sprechen und den Kantonen verbindliche Untergrenzen für die Erhebung von Unternehmens-
steuern vorschreiben.
  
Beim Stichwort «Reform der Unter-
nehmenssteuern (USTR)» läuten 
bei  mir  die Alarmglocken. Alt Bun-
desrat  Hans-Rudolf  Merz  verkauf-
te  uns die USTR II einst als kleine 
Reform ohne substanzielle Steu-
erausfälle. Es wurden  dann  dem 
Bund  deutlich mehr  Mittel entzo-
gen, sodass sich das Bundesgericht   
2011 gezwungen sah,  die Abstim-
mungsunterlagen als fehlerhaft zu 
kritisieren. 
 
Weit mehr als notwendig
Unbestritten ist die Notwendigkeit, 
die kantonalen Sonderregelungen 
für Domizil- und Holdinggesell-
schaften  anzupassen und damit 
 einen Beitrag gegen die  internati-
onale Steuerhinterziehung  zu leis-
ten.  Damit  gibt die Schweiz  end-
lich internationalem Druck nach. Da 
aber diese  besonderen kantonalen 
Steuerregelungen  nur in weni-
gen Kantonen eine grosse Rolle spie-
len (GE, VD, BS, ZG, NW, SZ), leuch-
tet mir nicht ein,  warum  man des-
wegen das ganze Steuersystem un-
ter Druck setzen muss.

Was jetzt im Parlament ange-
dacht ist, geht weit über das hinaus, 
was eigentlich notwendig ist. Hier 
läuft eine weitere  –  und besonders 
schamlose  – Steuersenkungsrun-
de für  Unternehmer und   Kapital-
eigner. Sie lässt sich  nicht  mit dem 

Gebot der Besteuerung nach der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
vereinbaren. Bezahlen werden  diese 
Steuersenkungen die  Bewohne-
rinnen  und Bewohner der Schweiz 
mit weiteren Sparprogrammen und 
 Einschnitten beim Service public. 
 
Abwanderung als Argument 
sticht nicht
Als Argument für diese weitgehen-
den Steuergeschenke wird immer 
wieder ins Feld geführt, dass  ohne 
USTR III  Firmensitze und Ar-
beitsplätze verloren  gingen. Die-
ses Argument  brachten  kürzlich 
unter anderem die  Steuerprüfer 
von  KPMG  vor.  Aber dieses Argu-
ment sticht nicht.  Wir haben gese-
hen, dass die USTR III die Probleme 
einiger  weniger  Kantone betrifft 
– und dies in sehr unterschiedli-
chem  Mass. Schwyz  und Zug  ha-
ben bereits  jetzt  konkurrenzlos 
tiefe Steuersätze, die Waadt hat 
die  Unternehmenssteuern so-
eben  massiv gesenkt  und Basel-
Stadt erhält  gemäss USTR III mit 
den  Patentboxen  (in denen wissen-
schaftliche Aufwände steuerlich 
entlastet  werden)  eine spezielle 
Regelung für die Pharmabranche. 
Für Genf wird sich auch eine Lösung 
finden.

Angesichts dieser Tatsachen ist 
die Angst vor der Abwanderung 

übertrieben.  Eher  wird es Verschie-
bungen  zwischen  den Kantonen ge-
ben – allenfalls gibt es auch Druck 
auf  nicht direkt betroffene  Kanto-
ne, ihre Unternehmenssteuern nun 
ebenfalls zu senken.
 
Tiefsteuerkantone machen Druck
Einmal mehr beobachten  wir hier 
ein Rattenrennen nach unten – dik-
tiert von den Tiefsteuerkantonen 
und ihren politischen Vertretun-
gen. Diese beklagen sich immer wie-
der darüber, dass sie zu viel Geld in 
den Finanzausgleich einzahlen müs-
sen. Sie tun aber auch alles dafür, 
dass sie  im  eidgenössischen Umfeld 
die tiefsten Steuern erheben kön-
nen. Damit setzen sie alle anderen 
Kantone unter Druck.

Weil dem Bundesrat bei der USTR 
III  nicht wohl ist, will er  allfälli-
ge  Steuerausfälle bei den Kantonen 
kompensieren, indem er ihnen einen 
höheren Anteil an den Mehrwert-
steuereinnahmen abgibt. Angesichts 
der Tatsache, dass – wie oben gezeigt 
–  nur wenige Kantone  konkret von 
den notwendigen Anpassungen be-
troffen sind, ist das Steuerpolitik mit 
der Giesskanne. Damit soll die Mehr-
heit der Kantone auch als potenzielle 
Gegner der USTR III zum Schweigen 
gebracht werden. 
 
Untergrenzen für kantonale
Unternehmenssteuern
Statt eine komplizierte und völlig 
undurchsichtige Reform durchzu-
ziehen,  muss  der Bund endlich ein 
Machtwort sprechen und den Kanto-
nen verbindliche Untergrenzen für 
die Erhebung von Unternehmens-
steuern vorschreiben – sonst kommt 
das nicht gut mit der interkantona-
len Solidarität.  

Und festhalten sollten wir sowie-
so am Grundsatz, dass auch Unter-
nehmen – eigenständige juristische 
Persönlichkeiten – Steuern dafür 
zahlen, dass sie Infrastruktur und 
Dienstleistungen von Bund, Kanto-
nen und Gemeinden in Anspruch 
nehmen dürfen – und zwar in einer 
Qualität, die Weltspitze ist.
Corrado Pardini ist Nationalrat BE

Auch Unter-
nehmen 
 sollen 
 Steuern 
 dafür zah-
len, dass sie 
Infrastruk-
tur und 
Dienstleis-
tungen in 
Anspruch 
nehmen.
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Theoretisch ist es ganz einfach: 
Wer gute Argumente hat und diese 
für alle verständlich auf den Punkt 
bringt, ist in der Politik erfolgreich. 
Tatsächlich ist das aber bloss die 
halbe Miete. Auch das tollste Argu-
ment muss zuerst den Weg zu den 
Bürgerinnen und Bürgern finden. In 
einer mediatisierten Welt und an-
gesichts einer regelrechten Flut an 
Informationen ist das die eigentli-
che und grosse Herausforderung des 
Kampagnenhandwerks. 

Auch wenn es uns eingefleischten 
Direktdemokratinnen und -demo-
kraten nicht gefällt: Eine politische 
Debatte ist auch bei uns nicht nur 
ein Wettbewerb der Ideen. Aufmerk-
samkeit ist ein zunehmend knappes 
Gut. «Sichtbarkeit» und «Wiederho-
lung» lauten die Zauberwörter. Bei-
des kostet Geld. Viel Geld. Mit bra-
chialer finanzieller Gewalt lässt sich 
selbst eine mittelmässige Parole in 
das Bewusstsein der Öffentlichkeit 
hämmern.

Wer in der Schweiz eine landes-
weit sichtbare Kampagne führt, 
muss gehörig Geld aufwerfen: Eine 
sichtbare und flächendeckende 
 Pla katkampagne im bezahlten Raum 
ist kaum für unter 800 000 Fran-
ken und eine anständige Inserate-
Kampagne erst ab ungefähr 400 000 
Franken zu haben. Ein hübsches 
ganzseitiges Inserat in der deutsch-
sprachigen Sonntagspresse schlägt 
immerhin mit 150 000 zu Buche. 
Angenehmer Nebeneffekt: Wer 
fleissig teure Inserate schaltet, wird 
vom beglückten Medium meistens 
wohlwollend(er) im redaktionellen 
Teil bedacht. 

Ein Komitee, das eine Zeitung 
in alle Briefkästen der Schweiz ver-
teilen lässt, muss für die Produk-
tion, den Druck und das Porto rund 

1 Million in die Hand nehmen. Ein 
politischer Akteur, der in einem Ab-
stimmungskampf alle Register zieht 
und sich nicht auf ein  bestimmtes 
Kampagnenelement beschränkt, 
gibt so  problemlos und rasch fünf 
oder mehr Millionen aus. Nicht für 
eine riesige,  sondern für eine nor-
male Kampagne. Aber nicht nur Pla-
kate, Grossver sände und Zeitungs-
inserate kosten. Auch vermeintlich 
kostenlose Aufmerksamkeit im re-
daktionellen Raum der Medien kann 
indirekt gekauft werden. SVP, Wirt-
schaftsverbände, Interessengrup-
pen und private Mäzene betrauen 
teure Agenturen mit der Kampag-
nenführung, beschäftigen Lobbyis-
ten und setzen Spin-Doctors gezielt 
auf Medienschaffende an. Geschich-
ten werden aufbereitet und gesteckt, 
Entscheidungen beeinflusst und 
Informationen verteilt. Das alles 
passiert niederschwellig, langfristig 
und idealerweise im Hintergrund. 
Auch das ist Kampagnenhandwerk. 
Wer viel Geld hat, ist auch hier klar 
im Vorteil.

Wir führen unsere Kampagnen 
mit wenig Geld und umso mehr frei-
willigem Engagement. Wenn uns 
für eine grosse Kampagne 200 000 
Franken zur Verfügung stehen, ist 
das viel. Wir setzen stattdessen auf 
das, was uns seit jeher stark macht: 
viele Menschen wie dich. 

Andere sollen auch künftig Mil-
lionen in teure Kampagnen stecken 
dürfen. Aber die Bürgerinnen und 
Bürger, die sich vor einer Wahl oder 
einer Abstimmung ihre Meinung 
bilden, sollen wenigstens erfahren, 
was die Kampagne kostet und wel-
che grossen Geldgeber sie bezahlen. 
Genau das verlangt die Transpa-
renz-Initiative.
Stefan Krattiger, Kampagnenleiter SP Schweiz

TRANSPARENZ-INITIATIVE
Die Initiative verlangt, dass Parteien und 
Komitees ihre Finanzen transparent  machen 
müssen. Anonyme Grossspenden werden  
 verboten. Parteien legen gegenüber der 

 Bundeskanzlei ihre Rechnung und die 
 Herkunft  aller Spenden über 10 000 Franken 
offen. Auch Personen und Komitees, die in 
einer Kampagne mehr als 100 000 Franken 

einsetzen, sind verpflichtet, Grossspenden 
zu deklarieren. Die Zahlen werden vor der 
Wahl respektive der Abstimmung publik 
gemacht. 

Was das alles kostet!
In der Schweiz spricht man generell nicht gerne über Geld. Kein Wunder, erfährt die Öffentlichkeit kaum, 
was Abstimmungs- und Wahlkampagnen kosten. Und schon gar nicht, wer sie bezahlt. Mehr Transparenz 
stärkt das Vertrauen in die Politik.

Unterschreibe die Transparenz-Initiative jetzt 
auf www.wecollect.transparenz-ja.ch

123RF
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Der 14. Juni steht nicht nur für die 
Festschreibung der Gleichstellung 
in der Verfassung, sondern auch 
für den Frauenstreik. Am 14. Juni 
1991, zehn Jahre nach Einführung 
des Verfassungsartikels, gingen fast 
eine halbe Million Frauen, violett 
gekleidet, auf die Strasse. Unter dem 
Motto «Wenn frau will, steht alles 
still» demonstrierten sie gegen die 
zögerliche Umsetzung des Gleich-
stellungsartikels. Ihre Hauptfor-
derung: Gleiche Löhne für gleiche 
Arbeit! Wo stehen wir 2016, 25 Jahre 
nach diesem ersten Frauenstreik?

Lohn: noch immer prioritär
Trotz Festschreibung in der Ver-
fassung und Konkretisierung im 
Gleichstellungsgesetz ist die Lohn-
gleichheit noch immer nicht rea-
lisiert. In der Schweiz beträgt der 
Lohnunterschied zwischen Frauen 
und Männern im Schnitt noch im-
mer 20 Prozent. Dieses Geld fehlt 
den Frauen in ihrem eigenen Porte-
monnaie und dem ihres gesamten 
Haushalts, aber es fehlt ihnen auch 
bei der Rente. Frauen leiden ein Le-
ben lang unter den Konsequenzen 
der Lohnungleichheit, aber auch 
unter der Geringschätzung vieler 
Berufe, die vorwiegend von Frauen 
ausgeübt werden.

Weil es an den Mitteln fehlt (und 
vielleicht am Willen?), zeigen die 
rechtlichen Grundlagen zur Durch-
setzung der Gleichstellung keine 
grosse Wirkung: Das Gleichstel-
lungsgesetz wird heute sehr selten 

angewendet und die Verfassung 
wird nicht respektiert.

Ausgehend vom Befund, dass 
auf der Freiwilligkeit der Unterneh-
men basierende Massnahmen ge-
scheitert sind, ist eine Revision des 
Gleichstellungsgesetzes im Gang. 
Auch wenn dieses nur äusserst zah-
me Massnahmen vorschlägt (obliga-
torische Kontrollen alle drei Jahre 
für Unternehmen mit mehr als 50 
Mitarbeitenden, ohne Sanktionen 
bei Verstössen), steigen die Rechte 
und die Arbeitgeber bereits auf die 
Barrikaden gegen die «Lohnpolizei». 
Das Gesetzesprojekt, so zahm es 
auch sein mag, hat leider keine gros-
sen Chancen vor dem Parlament, 
wie es heute zusammengesetzt ist.

Kein weiterer Frauenstreik 2026
Die Lohngleichheit ist sicherlich 
eine wichtige Forderung, es handelt 
sich ganz einfach um eine Frage der 
Gerechtigkeit und der Gleichheit. 
Sie kann jedoch nicht isoliert be-
trachtet werden, denn sie ist nur ein 
Symptom eines Arbeitsmarktes, der 
die Frauen diskriminiert. Um diese 
Diskriminierung zu überwinden, 
müssen wir auf verschiedenen Ebe-
nen ansetzen:
K Gleichheit und Gerechtigkeit auf 
dem Arbeitsmarkt: Es müssen end-
lich zwingende Massnahmen er-
griffen werden. Traditionelle Frau-
entätigkeiten müssen aufgewertet 
werden.
K Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf: Auch heute 

noch ist der Weg, den eine Frau ma-
chen muss, um Familie und Beruf 
unter einen Hut zu bringen, ein Hin-
dernislauf. Es müssen darum mehr 
Mittel bereitgestellt werden für die 
familienexterne Kinderbetreuung 
einerseits und für die Vereinfachung 
der Arbeitsteilung innerhalb der 
Familie andererseits. Die soeben 
lancierte Initiative für einen Vater-
schaftsurlaub von zwanzig Tagen 
ist sicherlich eine gute Sache. Ein 
Eltern urlaub jedoch während der 
ersten Lebensmonate des Kindes, 
der zwischen den Eltern aufgeteilt 
werden kann, würde es diesen erlau-
ben, sich nach der Geburt des Kindes 
ihren Familienalltag und ihr Berufs-
leben besser zu organisieren.
K Stärkung der Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt und in der Wirtschaft: 
beispielsweise durch die Einführung 
von Quoten.
K Anerkennung der so genannten  
Care-Arbeit: Frauen tragen bekannt-
lich einen grossen Teil zum Funk-
tionieren unserer Gesellschaft bei 
– ohne dass dieses anerkannt wäre.

In unserer Gesellschaft ist die 
Gleichstellung von Frauen und 
Männern breit akzeptiert. Leider 
dominieren jedoch immer dann die 
wirtschaftlichen Interessen, wenn 
es darum geht, die Gleichstellung in 
die Tat umzusetzen. Wir setzen uns 
weiter ein für eine weltweite Gleich-
stellungspolitik. Auf dass der 14. 
Juni eines Tages nur noch ein Kapitel 
in der Geschichte sein wird! 
Anita Balz ist Zentralsekretärin der SP Frauen*

MITGLIEDER-
VERSAMMLUNG 
DER SP FRAUEN*
Die ausserordentliche 
Mitgliederversamm-
lung der SP Frauen* 
findet am Samstag, 
2. Juli, im PROGR in 
Bern statt. 
Auf www.sp-frauen.ch
findest du die Traktan-
denliste sowie weitere 
Informationen. 
Im Zentrum der Ver-
sammlung stehen die 
Reform der Struktur 
sowie die Wahl der 
neuen Co-Präsidentin 
und eines Mitglieds 
der Geschäftsleitung.

Der Sommerbeginn steht ganz im Zeichen der Gleichstellung: Am 14. Juni konnten wir das 35-Jahr-Jubiläum des 
Verfassungsartikels zur Gleichstellung feiern, am 1. Juli wird das Gleichstellungsgesetz zwanzig Jahre alt. 
Dank diesen Erfolgen müsste der Kampf vieler engagierter Frauen eigentlich nichts weiter sein als ein Kapitel 
in der Geschichte der Schweiz – könnte man meinen.

Ein Fall fürs Geschichtsbuch

«Gleiche Löhne für gleiche Arbeit!»
Die Hauptforderung des Frauenstreiks 1991 
steht nach wie vor in der politischen Agenda. So
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Den Wahnsinn überwinden
Sarah Wagenknecht (2016): Reichtum ohne Gier. Wie wir uns vor dem Kapitalismus retten. 
Frankfurt/New York: Campus. 292 Seiten.

Sarah Wagenknechts neues Buch 
beginnt mit einem Zitat von Albert 
Einstein: «Die reinste Form des 
Wahnsinns ist es, alles beim Alten 
zu belassen und gleichzeitig zu hof-
fen, dass sich etwas ändert.» Das ist 
ein klug gewähltes Zitat, weil es die 
vertrackte Situation, in der wir ste-
cken, gut beschreibt. Eine Situation 
des Umbruchs, der aber aufgrund 
des Fehlens mobilisierungsfähiger 
Alternativen nicht eintritt. Statt den 
notwendigen Wandel vorzubereiten, 
bleiben wir stramm auf Kurs Rich-
tung Abgrund. Anstelle eines zivi-
lisatorischen Schrittes nach vorne 
und über den Kapitalismus hinaus 
werden in Europa zu Beginn des 
21. Jahrhunderts Stacheldrahtzäune 
ge baut, um diejenigen draussen zu 
halten, die der lebende Beweis da-
für sind, dass mit dem «westlichen» 
Entwicklungsmodell etwas gewaltig 
schiefläuft. 

Die richtigen Fragen stellen
Wagenknechts Buch ist ein wichti-
ger Beitrag, um diesen Wahnsinn zu 
überwinden. Dazu müssen wir den 
Mut haben, die richtigen Fragen zu 
stellen. Brauchen wir den Kapitalis-
mus heute noch, um in Zukunft bes-
ser zu leben? Oder ist es nicht genau 
diese Form des Wirtschaftens, die 
uns daran hindert? Seriöse politi-
sche Forderungen basieren auf einer 
seriösen Analyse der herrschenden 
Bedingungen. Entsprechend be-
ginnt Wagenknechts Suche nach Al-
ternativen damit, die «Lebenslügen 
des Kapitalismus» zu entlarven. Die 
wirtschaftlichen und politischen 
Eliten legitimieren den Status quo 
(respektive ihre Privilegien) beson-
ders gerne mit Leistung, Eigenver-
antwortung und Wettbewerb. Wie 
Wagenknecht aufzeigt, hat das heu-
tige Wirtschaftssystem genau damit 
aber immer weniger zu tun. 

Das Problem sind in allererster 
Linie die dominierenden, globa-
len Grosskonzerne. Ihre immensen 
Ressourcen setzen sie kaum mehr 
zur Bewältigung gesellschaftlicher 
Herausforderungen ein. Stattdes-
sen lautet das Ziel, möglichst rasch 
möglichst viel Geld für das Topma-

nagement und die Grossaktionärin-
nen zu machen. Die Mittel: Entlas-
sungen und Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen, Übernahmen 
von Konkurrenten, um Wettbewerb 
auszuschalten, Patente, um neue Ak-
teure am Markteintritt zu hindern, 
sowie, last but not least, ausgeklü-
gelte Steuervermeidungsstrategien. 
Wagenknecht argumentiert nicht 
rückwärtsgerichtet, sie glaubt an 
ein dynamisches Unternehmertum. 
Gerade den digitalen Technologien 
gegenüber ist sie grundsätzlich sehr 
positiv eingestellt. Deren Chancen 
für ein besseres Leben für alle könn-
ten aber nur jenseits des Kapitalis-
mus nutzbar gemacht werden. 

die in einem eng begrenzten Raum 
Geschäfte machen und deshalb die 
Unternehmen und die Bedingun-
gen vor Ort gut kennen. Darüber 
hinaus sollte es einige grössere In-
stitute geben, die als Clearingzen-
tralen und zugleich als Finanzier 
grösserer privater oder öffentlicher 
Investitionsprojekte bereitstehen.» 
Wagenknecht plädiert aus einer de-
mokratiepolitischen Perspektive für 
eine Stärkung nationalstaatlicher 
Handlungsspielräume (u. a. Kapital-
verkehrskontrollen mit dem Euro 
als Ankerwährung). 

Der letzte Teil des Buches fordert 
uns auf, Eigentum und damit auch 
Unternehmen neu zu denken. Eine 
innovative und zugleich gerech-

te ökonomische Ordnung sollte  
«die Freiheit unternehmerischer 
Initia tive sichern, aber zugleich 
die neofeudalen Konsequenzen 
des heutigen Wirtschaftseigen-
tums – leistungslose Einkom-
men und die Vererbbarkeit der 
Kontrolle über Unternehmen – 
vermeiden». Zu diesem Zweck 
schlägt Wagenknecht vier 
neue Unternehmenstypen 
(Personen-, Mitarbeiter-, öf-
fentliche und Gemein-

wohlgesellschaft) vor, die die heute 
 dominanten Kapitalgesellschaften 
ablösen sollen. Eigentum entsteht 
in einer solchen Wirtschaftsord-
nung nur durch eigene  Arbeit. Un-
ternehmen gehören sich selbst (wie 
bei einer Stiftung). Je nach Grösse 
wird ihre Geschäftsführung al-
lein durch die Belegschaft oder zu-
sätzlich durch VertreterInnen der 
Öffentlich keit kontrolliert. Diese 
Kontrolle auf strategischer Ebene 
wird zum einzigen Eigentümer-
recht, die weitgehend risikolose 
Bereicherung zu Lasten des Unter-
nehmens und der Allgemeinheit ist 
nicht mehr möglich.

Wagenknecht entwickelt damit 
die Skizze einer demokratischen 
Wirtschaft, die uns eine lebenswer-
te und solidarische Zukunft jenseits 
des zerstörerischen Kapitalismus 
ermöglicht. 
Pascal Zwicky ist Projektleiter 
Themenmanagement der SP Schweiz
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(Wirtschafts-)Eigentum 
neu denken
Wagenknecht nimmt die Debatte 
rund um Piketty und seine Ungleich-
heitsanalyse auf, geht aber einen 
Schritt weiter. Während der franzö-
sische Ökonom die bestehende Ei-
gentumsordnung weitgehend unan-
getastet lässt, schreibt sie: «Der Kern 
der Macht der oberen Zehntausend 
und der Ursprung ihrer leistungs-
losen Bezüge ist die heutige Verfas-
sung des Wirtschaftseigentums.» 
Und hier setzen auch ihre Vorschlä-
ge an. Diese betreffen einerseits das 
Geldsystem, andererseits die Unter-
nehmen als zentrale Akteure.

Geld betrachtet Wagenknecht als 
öffentliches Gut, das nicht im kapi-
talistischen Sinne marktfähig ist. 
Sie will deshalb Gemeinwohlbanken 
schaffen: «Gemeinwohlbanken sind 
in erster Linie regionale Banken, 

Ihre immensen Ressourcen setzen 
Grossunternehmen kaum mehr für 
Innovationen zur Bewältigung gesell-
schaftlicher Herausforderungen ein. 
Stattdessen lautet das Ziel: mög-
lichst rasch möglichst viel Geld für 

das Management und die Gross-
aktionärinnen machen.  



Beat Züsli
Unser Stadt präsident

Als Stadträtin:  

Manuela Jost

BEZAHLBARE MIETEN?

NuR MIT dEINER sTIMME!*
*Wahlbeteiligung 2012 im Neustadtquartier: Lediglich 28.2%

Liste 5

JETZT

wäHLEN
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Die SP trauert um ihren früheren Bundesrat Pierre Aubert.  Der 
Neuenburger ist am 8. Juni im Alter von 89 Jahren verstorben. 
Pierre Aubert vertrat die SP von 1977 bis 1987 im Bundesrat. 
Als Aussenminister stand er für den Grundsatz einer aktiven 
Mitwirkung der Schweiz auf internationaler Ebene und setzte 
sich für die Entwicklungszusammenarbeit, ein stärkeres 
Engagement der Schweiz für die Menschen rechte und für den 
UNO-Beitritt ein.  
Pierre Aubert wurde 1927 in La Chaux-de-Fonds geboren und 
begann seine politische Laufbahn 1960 im Stadtparlament 
von La Chaux-de-Fonds. Bereits 1961 wurde Pierre Aubert 
zusätzlich in den Grossen Rat des Kantons  Neuenburg gewählt 
und ab 1971 vertrat er seinen Kanton als Ständerat in Bern. 

Als Nachfolger von Pierre Graber wurde Pierre Aubert 
1977 in den Bundesrat gewählt und übernahm von seinem 
Vorgänger und Parteikollegen das Aussen departement. 
Politisch stand Pierre Aubert für eine moderne, offene 
Aussen politik, welche den weltweiten Dialog namentlich 
auch mit afrikanischen Staaten pflegte. Sein Einsatz für 
Entwicklungszusammenarbeit und für Menschenrechte 
ist bis heute aktuell. Pierre Auberts politisches Erbe lebt 
insbesondere in der UNO-Mitgliedschaft der Schweiz fort. 
Zwar fand Pierre  Aubert mit seinem Anliegen für einen 
UNO-Beitritt 1986 noch keine Mehrheit. Doch bereitete 
er damit den Boden für die zweite, erfolg reiche 
UNO-Abstimmung von 2002. 

Wahlen in Luzern – 4 Tipps
Der 1. Mai 2016 wird der SP Luzern in Erinnerung bleiben: Das beste Resultat aller Zeiten im Parlament, der 
neu antretende Exekutivkandidat auf Anhieb gewählt und im Kampf um das Präsidium vor dem amtierenden 
Stadtpräsidenten. Der 5. Juni setzte dem Ganzen die Krone auf: Beat Züsli wurde deutlich zum ersten 
linken Stadtpräsidenten von Luzern gewählt. 

Ein solcher Wahlerfolg fällt nicht vom Him-
mel, sondern ist Resultat jahrelanger politi-
scher Arbeit. Aber diese alleine reicht nicht 
aus, genauso braucht es eine wirksame Wahl-
kampagne. Sie lässt sich zwar nicht einfach 
kopieren. Einige Punkte, die uns im Nach-
hinein als entscheidend erscheinen, können 
aber vielleicht auch in einem anderen Wahl-
kampf  hilfreich sein (natürlich haben wir sie 
nicht neu erfunden):

Ressourcen der Kandidierenden nutzen
Jeder und jede Kandidierende bringt ein ei-
genes Netzwerk und eigene Ressourcen mit. 
Wir sind deshalb für die 48 Parlamentssitze 
mit 46 Kandidatinnen und Kandidaten ange-
treten. Dazu kamen nochmals über 40 Perso-
nen, die für die JUSO oder die SP Second@s 
kandidierten. Wichtig war uns, einen Team-
spirit zu entwickeln und die Kandidierenden 
optimal einzubinden. Dies erreichten wir ins-
besondere über die Basiskampagne.

Basiskampagne durchführen
Dazu wurde eigens eine Campaignerin ange-
stellt. Sie traf sich mit allen Kandidierenden 
zu einem Gespräch, bei dem geklärt wurde, 
wie die Person Wahlkampf machen wird. Sie 
organisierte Telefonaktionen (wir haben mit 
mehr als einem Drittel unserer Wählerinnen 
und Wähler telefoniert) und sorgte dafür, 
dass die Kandidierenden an den Aktionen 
teilnahmen. Gleichzeitig unterstützte sie die 
Eigeninitiative der Kandidierenden. Dabei 
zeigte sich, dass die Telefonaktionen ande-
re Aktionen nicht konkurrenzieren, ganz im 
Gegenteil: Noch nie führten wir so viele Akti-
onen (Stände, Beizentouren, gesellige Anläs-
se) durch wie in diesem Jahr.

Werbung immer im SP-Look
Kandidierende für die Exekutive und insbe-
sondere das Stadtpräsidium sind Zugpferde 
für die Legislativwahlen. Deshalb war für alle 
Beteiligten immer klar, dass sämtliche Wer-

bemittel eindeutig als SP-Werbung erkenn-
bar sein müssen. Die Werbung für Beat Züsli 
war in beiden Wahlgängen im klassischen 
SP-Look gestaltet, das SP-Logo gut präsent. 
Geschadet hat es ihm offensichtlich nicht.

Final-call-Aktion
Entscheidend ist in Wahlen (gerade auf 
kommunaler Ebene) die Mobilisierung. Wir 
legten deshalb den Schwerpunkt unserer 
Kampagne auf die letzte Woche vor den 
Wahlen. In Quartieren mit tiefer Stimm-
beteiligung, aber hohem SP-Wähleranteil 
hängten wir entsprechende Plakate. Da-
neben fanden etwa Pendleraktionen oder 
Beizentouren statt. Das Resultat: 30 % der 
SP-Stimmen wurden zwischen dem Freitag-
abend und dem Wahlsonntag abgegeben (bei 
den restlichen Parteien waren es ca. 24 %).  
Und etwas ganz Wesentliches zum Schluss: 
Der Wahlkampf hat allen Spass gemacht.
Simon Roth, Kampagnenleiter SP Stadt Luzern

Pierre Aubert †

Die Werbung für Beat Züsli war im klassischen SP-Look 
gestaltet. Geschadet hat es ihm offensichtlich nicht.

In Quartieren mit tiefer Stimmbeteiligung, aber hohem SP-Wähleranteil 
wurden entsprechende Plakate aufgehängt.
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24. JUNI
Koordinationskonferenz

Chur

25. JUNI
Delegiertenversammlung

Chur

2. JULI
a. o. Mitgliederversammlung

der SP Frauen
Bern

4.-7. JULI
Sommeruni
Chandolin

2. DEZEMBER
Koordinationskonferenz

Thun

3./4. DEZEMBER
Parteitag

Thun

Das Bildungsinstitut der Gewerkschaften
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Voten, Reden, Referate: Texten 
und vortragen D2.4.1618
20.–21.6., Trigon Bildungs zentrum, 
Zürich
Regeln der Rhetorik, verständliche 
Sprache sprechen, Aufbau einer 
Rede, Manuskripte vorbereiten 
und vortragen. Referent Felix 
Mätzler (Kommunikationsberater)

Alles rund um den Lohn D2.2.1602
23.6., Hotel Bern, Bern
Rechtliche Grundlagen zu Lohn 
und Lohnbestandteilen wie Lohn-
fortzahlung bei Ferien und Unfall, 
Überstunden, Überzeit, Kurz-
absenzen, Feiertage, Fallbeispiele, 
Analyse des eigenen Arbeitsver-
trags. Referentin: Janine Junker 
(Rechtsanwältin)

Welche Wahrheit schreibt die 
Zeitung? D2.1.1609
24.6., Restaurant Aarhof, Olten
Themenwahl und -gewichtung, 
Folgen der Medienkonzentration 
auf wenige grosse Verleger. Refe-
rent: Thomas Zimmermann (SGB)

Wie funktioniert unsere 
Wirtschaft? D2.1.1611
27.6., Restaurant Aarhof, Olten
Das ABC der Wirtschaft, Einkom-
mens- und Vermögensverteilung, 
Massnahmen der Gewerkschaften.
ReferentInnen: David Gallusser 
(SGB), Danièle Lenzin (Unia)

Mit AHVplus gewinnen / Kampa-
gnenschulung in Zusammenar-
beit mit dem SGB
23.6. in Chur – D4.3.1603/27.6. in 
Zürich – D4.3.1604/28.6.in Bern – 
D4.3.1605
Funktionsweise der Altersvor-
sorge, das ABC der AHV, Stand 
der Debatte im Eidgenössichen 
 Parlament, Inhalt der Volksintitia-
tive AHVplus, Argumentations-
training. Referentin: Christine Goll 
(Movendo)

Generation 50plus: Mehr Schutz 
und Perspektiven B2.1.1601
Tagung in Zusammenarbeit mit 
dem SGB
1.7., NH Hotel, Freiburg
Wirtschaftliche und soziale Situ-
ation älterer Arbeitnehmender, 
gewerkschaftliche Strategien und 
Massnahmen für Perspektiven auf 
dem Arbeitsmarkt und eine sichere 
Altersvorsorge. ReferentInnen: 
Doris Baumgartner (Soziolo-
gin), Paul Rechsteiner (Präsident 
SGB), Daniel Lampart (SGB), Jean 
Christophe Schwaab (Nationalrat), 
Doris Bianchi (SGB), Joëlle Racine 
(Unia), Barbara Spalinger (SEV), 
Andreas Rieger (Unia)

Kollektive Entlassungen: 
Was tun? D1.8.1613
25.–26.8., Solbadhotel, Sigriswil
Konsultation, Alternativen zu Ent-

lassungen, Mobilisierung, Sozial-
plan. Referenten: Christian Gusset 
(Unia), Manuel Wyss (Unia)

Mut zur Zivilcourage – eingreifen 
statt wegschauen! D2.4.1614
5.9., Restaurant Aarhof, Olten 
Zivilcourage, Menschenrechte, 
Vorurteile, Diskriminierung, Ras-
sismus, Gewalt. Referent: Giorgio 
Andreoli (Projektleiter)

Effizient lesen – die Infoflut 
 bewältigen D2.6.1603
12.9., RomeroHaus, Luzern
Eigener Umgang mit der Infoflut, 
Entwicklung persönlicher Aus-
wahlkriterien, Techniken und Stra-
tegien für erhöhte Lesegeschwin-
digkeit und Merkfähigkeit.
Referent: Michael Liechti (Erwach-
senenbildner)

Aufbauseminar für Mitglieder 
von Personalvertretungen 
D1.7.1609
13.–15.9., Hotel FloraAlpina, 
Vitznau
Erfahrungsaustausch und Stand-
ortbestimmung, Erfolgsfaktoren 
für die PV-Arbeit, Beteiligung 
der Mitarbeitenden, Sitzungs-
gestaltung, Gesprächsführung, 
Handlungsmöglichkeiten für eine 
bessere Arbeitswelt. Referent: 
Peter Lüthi (Team- und Organisa-
tionsberater)

Hochpreisinsel Schweiz: 
Politischer Skandal oder wirt-
schaftliche Notwendigkeit? 
D2.1.1607
16.9., Restaurant Aarhof, Olten
Preisbindung und Rolle der Preise, 
Inflation, Deflation und Kaufkraft, 
Globalisierung, internationale 
Freihandelsabkommen, «Gra-
tiskultur». ReferentInnen: David 
Gallusser (SGB), Danièle Lenzin 
(Unia)

Anmeldung: www.movendo.ch, 
info@movendo.ch, 031 370 00 70 
Die Kosten für mindestens eine 
Weiterbildung werden für Ge-
werkschaftsmitglieder von ihrer 
Gewerkschaft getragen. 
Wir klären die Kostenfrage ab und 
informieren dich. SP-Mitglieder, 
die nicht Gewerkschaftsmitglied 
sind, profitieren vom reduzierten 
Tarif von 
Fr. 230.– statt Fr. 390.–; respektive 
Fr. 300.– statt Fr. 450.– pro Kurs-
tag. Bei Simon Roth (simon.roth@
spschweiz.ch) kann finanzielle 
Unterstützung beantragt werden.

Am 28. Juni beginnt die Unter-
schriftensammlung für das Refe-
rendum zur USR III. Dazu finden 
am 2. Juli und am 20. August in 
der ganzen Schweiz Sammelak-
tionen statt.
Unter www.spschweiz.ch/usr3 
kannst du dich für eine der 
 Aktionen anmelden – oder du 
kannst in deiner  Gemeinde eine 
eigene  organisieren und auf der 
 Webseite eintragen. 

Herzlichen Dank 
fürs Mitmachen!

SAMMELTAGE USR III-REFERENDUM



FÜR GERECHTERE 
UND SCHNELLERE 
ASYLVERFAHREN
Ja zur Asylgesetzrevision
am 5. Juni 2016Für mehr Transparenz 
in der Politikfinanzierung.
Jetzt unterschreiben!


